
Bundesnetzagentur 

Beschlusskammer 9 Aktenzeichen: BK9-16/8168-RK12-16 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 

Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a i.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 ARegV 

wegen Genehmigung des Regulierungskontosaldos und Anpassung der Erlösober­

grenze nach Maßgabe des § 5 ARegV 

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom­

munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch die Beisitzerin als Vorsitzende Anne Christine Zeidler, 

den Beisitzer Roland Naas 

und die Beisitzerin Dr. Ulrike Schimmel, 

gegenüber der TEN Thüringer Energienetze GmbH & Co.KG, Schwerborner Straße 

30, 99087 Erfurt, vertreten durch die TEN Thüringer Energienetze Geschäftsfüh­

rungs-GmbH, SQhwerborner Straße 30, 99087 Erfurt und diese vertreten durch die 

Geschäftsführung 

- Antragstellerin ­



am 02.10.2019 beschlossen: 

1.) Der Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 wird abweichend vom Antrag 

mit dem Wert - 325.337 € festgelegt. Dem Antrag auf Anpassung der kalen­

derjährlichen Erlösobergrenzen der dritten Regulierungsperiode wird insoweit 

stattgegeben, als die Antragstellerin verpflichtet ist, ihre jeweilige kalenderjähr­

liche Erlösobergrenze der dritten Regulierungsperiode um den in Anlage 

R1_Gesamt dieses Beschlusses für das jeweilige Jahr der Regulierungsperio­

de ermittelten Betrag anzupassen. Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt. 

2.) Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

Gründe· 

1. 

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vorn 29.06.2017, eingegangen bei der Be-· 

schlusskammer am 30.06.2019, einen Antrag auf Genehmigung des ermittelten Re­

gulierungskontosaldos zum 31.12.2016 und Anpassung der kalenderjährlichen Er­

lösobergrenzen für die dritte Regul ierungsperiode gemäß § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a 

i.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 ARegV gestellt. Die über das Energieda­

tenportal der Bundesnetzagentur übermittelten Erhebungsbogen (Erhebungsbogen 

zum Regulierungskonto sowie Erhebungsbogen gemäß § 28 Nr. 1, 3 und 4 Anrei.zre­

gulierungsverordnung) liegen der Entscheidung zu Grunde. 

Die Beschlusskammer hat den Antrag geprüft und der Antragstellerin u.a. mit Schrei­

ben vom 18.07.2019 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die Antragstellerin 

hat insbesondere mit Schreiben vom 23.08.2019 Stellung genommen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte verwiesen . 

II. 
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Die Entscheidung über den Antrag der Antragsstellerin auf Genehmigung des 

Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassung der 

Erlösobergrenzen ergeht auf Grundlage des § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 

Nr. 1 und Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a i.V.m. § 5 Abs. 3, 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 

ARegV. Dem Antrag war im tenorierten Umfang stattzugeben. 

1. Zuständigkeit 

Die Bundesnetzagentur ist gemäß § 54 Abs. 1 und Abs. 3 EnWG die zuständige Re­

gulierungsbehörde. Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 

Abs. 1 Satz 1 EnWG. 

2. Ermächtigungsgrundlage 

Ermächtigungsgrundlage für die Entscheidung über die Genehmigung des Regulie­

rungskontosaldos und der beantragten Anpassung der Erlösobergrenze ist § 29 

Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 

Abs. 3 und Abs. 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 ARegV. Während in § 29 Abs. ~ EnWG u.a. ge­

regelt ist, dass die Regulierungsbehörde Entscheidungen nach den in § 21 a Abs. 6 

EnWG genannten Rechtsverordnungen, zu denen auch die Anreizregulierungsver­

ordnung gehört, durch Festlegung oder durch Genehmigung trifft, konkretisiert § 32 

Abs. 1 AReg\( diese Ermächtigung u.a. dahingehend, dass die Regulierungsbehörde 

Festlegungen oder Genehmigungen nach § 29 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgeset­

zes zur Anpassung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 bis 5 (Abs. 1 Nr. 1) bzw. · 

zur Ausgestaltung und zum Ausgleich ·des Regulierungskontos nach § 5 ARegV 

(Abs. 1 Nr. 2) treffen kann. 

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a ARegV bestimmt, dass auf Antrag des Netzbetreibers eine 

Anpassung der Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 5 ARegV erfolgt. Unter der 

Formulierung „nach Maßgabe des § 5 ARegV" ist zu verstehen, dass sich die Anpas­

sungsbeträge aus dem vom Netzbetreiber ermitte.lten Saldo des Regulierungskontos 

ergeben. Dieser unterliegt gemäß§ 5 Abs. 3 Satz 1 ARegV ebenso wie dessen Ver­

teilung der Genehmigungspflicht durch die Regulierungsbehörde. Die Zu- oder Ab­

schläge (Anpassungsbeträge) auf die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des 

Netzbetreibers werden demnach anhand des ermittelten Regulierungskontosaldos 

bestimmt Der Antrag ist gemäß§ 4 Abs. 4 Satz 3 ARegV einmal jährlich zum 30.06. 
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zu stellen; die Anpassung erfolgt nach§ 4 Abs. 4 Satz 2 ARegV zum 01.01. des fol­

genden Jahres. 

§ 34 Abs. 4 ARegV enthält eine Übergangsrege.lung für die erstmalige Beantragung 

des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassung der Er­

lösobergrenze. Nach§ 34 Abs. 4 Satz 1 ARegV kann der Netzbetreiber einen Antrag 

nach§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 ARegV ~rstmals zum 30.06.2017 stellen. Bei 

der ersten Auflösung des Regulierungskontos umfasst die Auflösung gemäß § 34 

Abs. 4 Satz 2 ARegV alle noch offenen Kalenderjahre. Dies betrifft die Kalenderjahre 

2012 bis 2016. § 34 Abs. 4 Satz 3 ARegV regelt, dass der ermittelte Saldo abwei­

chend von der Regelung in § 5 Abs. 3 ARegV (Auflösung über drei Jahre) annuitä­

tisch bis zum Ende der dritten Regulierungsperiode (Auflösung über fünf Jahre) 

durch Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze verteilt wird. 

Die Erlösobergrenze selbst wird für die dritte Regulierungsperiode vom 01.01.2018 

bis 31.12.2022 für jedes Kalenderjahr der gesamten Regulierungsperiode gemäß§ 4 

Abs. 1 ARegV nach Maßgabe der §§ 5 bis 16, 19, 22, 24 und 25 ARegV durch die 

Regulierungsbehörde bestimmt. Die Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösober­

grenzen erfolgt durch Festlegung nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 29 Abs. 1 

EnWG. 

Zur Bestimmung der Höhe der Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

des Netzbetreibers wird im Rahmen der erstmaligen Beantragung der Saldo des Re­

gulierungskontos zum 31.12.2016 vom Netzbetreiber ermittelt. Dieser ergibt sich aus 

den jährlich vom Netzbetreiber auf dem Regulierungskonto verbuchten Differenzen 

der noch offenen Kalenderjahre 2012 bis 2016, die mit diesem Beschluss entweder 

genehmigt oder abweichend festgelegt werden. Dies sind gemäß § 5 Abs. 1· und 1 a 

ARegV die Differenzen 

zwischen 

- den nach§ 4 ARegV zulässigen Erlösen und den vom Netzbetreiber unter Be­

rücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklungen erzielbaren Erlösen 

gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegv,· 

- den tatsächlichen und den in der Erlösobergrenze enthaltenen Kosten aus der 

erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen gemäß § 5 Abs. 1 

S. 2 ARegV i.V.m. § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV, 
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- den tatsächlichen und den in der Erlösqbergrenze enthaltenen Kosten aus ln­

vestitionsmaßna~men gemäß§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV i.V.m. § 11 Abs. 2 S. 1 

Nr. 6 ARegV, 

- qen im jeweiligen Kalenderjahr entstandenen Kosten nach § 11 Abs. 5 ARegV 

(volatile Kosten) und den in der Erlösobergrenze diesbe?üglich enthaltenen 

Ansätzen gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV i. V. m. § 11 Abs. 5 ARegV, 

- den für das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden 

Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die Messung gehört und den in 

der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen , soweit diese Diffe­

renz durch Änderungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen der Mess­

stellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchgeführt wird, verursacht wird und 

soweit es sich nicht um Kosten für den Messstellenbetrieb von modernen 

Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen im Sinne des Messstel­

lenbetriebsgesetz handelt 

sowie 

- der Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenaufschlag nach § 1Oa und 

dem Kapitalkostenaufschlag, wie· er sich bei Berücksichtigung der tatsächlich 

entstandenen Kapitalkosten ergibt, § 5 Abs. 1 a ARegV. 

Sofern die Antragstellerin die Differenzen und im Ergebnis den Regulierungskonto­

saldo zum 31.12.2016 und die sich daraus ergebenden Zu- oder Abschläge richtig 

berechnet hat, ist der Antrag wie beantragt zu genehmigen. Anderenfalls sind der 

Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 und die sich daraus ergebenden Anpas­

sungsbeträge abweichend vom Antrag festzulegen. 

3. Antragsvoraussetzungen 

Die Genehmigung des Regulierungskontosaldos bzw. der Antrag auf Anpassung der 

Erlösobergrenze setzt formell einen form- und fristgerecht gestellten Antrag voraus. 

Materiell setzt die Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus 

ergebenden Anpassung lediglich voraus, dass der Netzbetreiber den Saldo des Re­

gulierungskontos und die Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze richtig be­
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rechnet hat. Anderenfalls legt die Regulierungsbehörde di~se Größen mit diesem 

Beschluss abweichend vom Antrag fest. 

4. Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

Gemäß§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 ARegV ist eine Anpassung der kalender­

jährlichen Erlösobergrenzen erforderlich. 

4.1. Antragszeitpunkt 

Der Antrag nach § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 ARegV muss gern. § 4 Abs. 4 

Satz 3 ARegV einmal jährlich zum 30.Juni. eines Kalenderjahres gestellt werden. 

Gemäß der Übergangsregelung in § 34 Abs. 4 ARegV kann der Antrag erstmals zum 

30.Juni 2017 gestellt werden. Der Antrag der Antragstellerin ist der Beschlusskam­

mer am 30.06.2017 und damit fristgerecht zugegangen. 

4.2. Antragsform 

Der Antrag nach § 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 a ARegV muss gemäß § 5 Abs. 4 S. 

1 ARegV neben dem ermittelten Saldo die der Anpassung zugrundeliegenden Daten, 

insbe$ondere die nach § 4 zulässigen und die tatsächlich erzielten Erlöse des abge­

laufenen Kalenderjahres enthalten. Gemäß § 5 Abs. 4 Satz 2 ARegV muss der An­

trag weiterhin Angaben zur Höhe der tatsächlich entstandenen Kapitalkosten und der 

dem Kapitalkostenaufschlag nach § 1Oa zugrunde gelegten betriebsnotwendigen 

Anlagegüter enthalten. Hierzu gehören insbesondere Angaben zu den Anschaffungs­

und Herstellungskosten und die jeweils in Anwendung gebrachte betriebsgewöhnli­

che Nutzungsdauer nach Anlage 1 der Gasnetzentgeltverordnung. Sinn und Zweck 

der Regelung ist es, die Bewegungen auf dem Regulierungskonto für die genehmi­

gende Regulierungsbehörde transparent darzustellen. Für die Jahre 2012 bis 2016 

ist der Kapitalkostenaufschlag nicht relevant. 

Der Antrag wurde von der Antragstellerin mit den der Anpassung zugrundeliegenden 

Daten formgerecht schriftlich bzw. elektronisch bei der Bundesnetzagentur einge­

reicht. Die zum Antrag gehörenden Erhebungsbögen wurden unter Nutzung der ak­

tuellen Version der von der Bundesnetzagentur zum Download bereitgestel'lten 

XLSX-Datei hinsichtlich der wesentlichen Angaben vollständig und formal richtig 

ausgefüllt übermittelt. Dem Antrag wurden die für die Prüfung des Antrages erforder­

lichen Unterlagen beigefügt. 
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4.3. Antragszeitraum 

Die Antragstellerin hat eine Anpassung der Erlösobergrenzen der Jahre 2018 bis 

2022 beantragt. Grundsätzlich beantragt der Netzbetreiber den von ihm ermittelten 

Regulierungskontosaldo für das letzte abgeschlossene Kalenderjahr. Dieser wird 

gemäß § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV annuitätisch über die drei dem Jahr der Ermittlung 

folgenden Kalenderjahre durch Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze verteilt. 

In § 34 Abs. 4 ARegV hat der Verordnungsgeber jedoch eine Übergangsregelung 

getroffen, die für d~n Erstantrag zum 30.06.2017 eine abweichende Vorg~hensweise 

vorschreibt. Danach wird der nach § 5 ARegV ermittelte Saldo, in den alle noch offe­

nen Kalenderjahre (2012 bis 2016) einzubeziehen sind, annuitätisch bis zum Ende 

der dritten Regulierungsperiode durch Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze 

verteilt. Der Netzbetreiber beantragt demnach zum 30.06.2017 die Genehmigung 

des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2016, der auf Grundlage der Differenzen 

der Jahre 2012 bis 2016 ermittelt wird, und die entsprechende Anpassung der Errlös­

obergrenzen der Jahre 2018 bis 2022. 

4.4. Antragsgegenstand 

Gegenstand des Antrages ist die Genehmigung des Regulierungskontosaldos zum 

31.12.2016 und die Genehmigung der sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge 

der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Antragstellerin für die dritte Regulie­

rungsperiode. 

5. Ermittlung der Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

Die Zu- oder Abschläge auf die kalenderjährlichen ~rlösobergrenzen der dritten Re­

gulierungsperiode (Kalenderjahre 2018 bis 2022) basieren auf dem abweichend fest­

gelegten Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016. 

Der Netzbetreiber hat einen Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 in Höhe von 

1.007.074 € beantragt. Der Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 war abwei­

chend vom Antrag mit dem Wert 

- 325.337 € 

festzulegen. 
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Der Regulierungskontosaldo der Antragstellerin zum 31.12.2016 resultiert aus den 

jährlich, jeweils am Ende der Kalenderjahre 2012 bis 2016 vom Netzbetreiber auf 

dem Regulierungskonto verbuchten Differenzen gemäß§ 5 Abs.1 und 1a ARegV. 

Aufgrund der Übergangsregelung in § 34 Abs. 4 Satz 2, nach der die erste Auflösung 

des Regulierungskontos alle noch offenen Jahre umfasst, waren die Differenzen der 

Kalenderjahre 2012 bis 2015 zusätzlich zu den Differenzen des Kalenderjahres 2016 

in die Berechnung des Saldos zum 31.12.2016 einzubeziehen. 

Die Beschlusskammer hat die vom Netzbetreiber ermittelten und auf dem Regulie­

rungskonto verbuchten Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 und den sich daraus 

zum 31.12.2016 ergebenden Regulierungskontosaldo geprüft. Betreffend die Diffe­

renzen der einzelnen Kalenderjahre ist die Beschlusskammer zu folgenden Prüfer­

gebnissen gekommen: 

5.1. Jährliche Differenzen 

Für die Berechnung der jährlichen Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 wird auf die 

Anlage R1_Gesamt und auf die schriftlichen Erläuterungen in der Anlage R verwie­

sen. 

5.2. Verzinsung der Differenzen und Berechnung des Regulierungskonto­

saldos 2016 

Die genehmigten bzw. abweichend festgelegten Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 

waren gemäß § 5 Abs. 2 ARegV in ~öhe des im jeweiligen Kalender durchschnittlich 

gebundenen Betrags zu verzinsen, wobei sich der durchschnittlich gebundene Be­

trag aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und Jahresendbestand ergibt. Die Ver­

zinsung richtet sich nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre 

bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Um­

laufrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten. Unter Berücksichti­

gung der Verzinsung ergibt sich der oben benannte abweichend festgelegte Regulie­

rungskontosaldo zum 31.12.2016. 

5.3. Berechnung der Anpassungsbeträge 


Zur Bestimmung der Anpassungsbeträge ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV der. 


Regulieru"ngskontosaldo in drei Annuitäten aufzuteilen. Abweichend hiervon ist ge­


mäß der Übergangsregelung nach § 34 Abs. 4 ARegV der Regulierungskontosaldo 
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zum 31.12.2016 über die Erlösobergrenzen der gesamt~n dritten Regulierungsperio­

de zu verteilen, so dass insgesamt fünf Annuitäten zu bilden sind . 

Für die Berechnung der Annuitäten der Jahre 2018 ff. bildet der Barwert zum 

30.06.2017 die Grundlage. Hierdurch wird dem Umstand Rechnung getragen, dass 

die Zu- bzw. Abschläge auf die EOG kontinuierlich über das Jahr zu- bzw. abfließen. 

Die sich daraus ergebenden abweichend festgelegten Anpassungsbeträge · der ka­

lenderjährlichen Erlösobergrenzen der Antragstellerin ergeben sich aus Anlage 

R1_Gesamt des vorliegenden Beschlusses. Für die Antragstellerin sind die kalen­

derjährlichen Erlösobergrenzen 2018 bis 2022 gemäß Ziffer 1.) des Tenors um ­

69.990 €anzupassen. 

6. 	 Rückwirkende Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der 

sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge 

Die in diesem Beschluss erfolgte abweichende Bescheidung des Regulierungskonto­

saldos und der sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenzen konnte nicht vor dem 01 .01.2018 erfolgen. 

Dies liegt in der zeitlichen Überschneidung der Prozesse zum Regulierungskonto mit 

den Verfahren zur Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die dritte 

Regulierungsperiode begründet. Die Erlösobergrenzen-Verfahren, insbesondere die 

Bestimmung des Ausgangsniveaus gemäß § 6 Abs. 1 ARegV als Teil des Verfah­

. rens, waren im zweiten Halbjahr 2017 vorrangig zu bearbeiten, da die Kostenprüfung 

wiederum vorgreiflich für die Effizienzwertermittlung war. Neben den Erlösobergren­

zen-Verfahren waren aufgrund der Neufassung von § 1Oa ARegV bis zum Ende des 

Jahres 2017 entsprechende Verfahren zur Genehmigung von Kapitalkostenaufschlä­

gen durchzuführen. Zusätzlich kam erschwerend hinzu, dass es für die Bestimmung 

des Regulierungskontosaldos erforderlich war, dass vorgreifliche V~rfahren nach § 

10 ARegV zu Erweiterungsfaktoranträgen sowie nach § 26 Abs. 2 ARegV zu teilwei­

sen Netzübergängen abgeschlossen sein mussten, bevor die Entscheidungen zur 

Genehmigung der entsprechenden Regulierungskontosalden spruchreif waren. Auch 

dem Abschluss dieser Verfahren war daher Priorität einzurä.umen. 

Aufgrund der Rechtsprechung des OLG Düsseldorf zur rückwirkenden Festlegung 

des Qualitätselements nach § 19 ARegV sieht sich die Beschlusskammer veranlasst, 
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hilfsweise Ermessenserwägungen in Bezug auf die rückwirkende Genehmigung der 

Anpassung der Erlösobergrenze in diesem konkreten Einzelfall anzustellen. Der Be­

schlusskammer ist bewu~st, dass rückwirkende Genehmigungen die Ausnahme sein 

sollten (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 15.02:2017, Vl-3 Kart 155/15 (V), Rn. 

38, juris). Im Rahmen des ihr zustehenden Regulierungse~messens hat sich die Be­

schlusskammer jedoch entschieden, von einer vorläufigen Genehmigung nach § 72 

EnWG abzusehen· und die Anpassung der Erlösobergrenze.n der Jahre 2018 bis 

2022 nach Maßgabe des § 5 ARegV rückwirkend zum 01 .01 .2018 zu genehmigen. 

Eine vorläufige Genehmigung nach § 72 EnWG war aus Sicht der Beschlusskammer 

nicht zweckdienlich für das Verfahren sowie die Vereinnahmung von Netzentgelten. 

Zum Jahresende 2017 war dem Netzbetreiber der wahrscheinliche Anpassungsbe­

trag für die Erlösobergrenze 2018 durch seinen Antrag bekannt. Eine vorläufige Fest­

legung hätte also keinen wesentlichen inhaltlichen Mehrwert gehabt, sondern ledig­

lich die dem Netzbetreiber bekannten und auch von ihm beantragten Tatsachen in 

Form eines vorläufigen Bescheides förmlich festgehalten. Im Gegenzug hätte eine 

vorläufige Genehmigung einen Mehraufwand sowohl auf Seiten der Behörde und der 

Netzbetreiber in Form von Erstellung und Zustellung der Bescheide sowie kritischer 

·Durchsicht durch die Netzbetreiber bedeutet; auch Gerichtsverfahren gegen die vor­

läufigen Festlegüngen wären nicht auszuschließen. Die Beschlusskammer hat daher 

den Netzbetreibern lediglich in Form eines Schreibens Anhaltspunkte genannt, wel­

cher Betrag aufgrund des Regulierungskontosaldos bei ·der Verprobung zum 

01.01.2018 einfließen sollte. Diese Hinweise wurden für alle Marktteilnehmer auf der 

Homepage der Bundesnetzagentur veröffentlicht. 

Die Beschlusskammer sah es au's den vorgenannten Gründen als sachdienlich an, 

sämtliche Ressourcen auf die zügige Abwicklung der parallel laufenden Verwal­

tungsverfahren (Verfahren zur Festlegung der kale.nderjährlichen Erlösobergrenzen 

in der dritten Regulierungsperiode nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. §§ 32 Abs. 1 Nr. 1, 

Abs. 2 ARegV zu Kapitalkostenaufschlägen nach § 1Oa ARegV, Erweiterungsfakto­

ren nach § 10 ARegV sowie Netzübergängen nach § 26 ARegV) zu verwenden. Im 

Übrigen war, wie vorstehend bereits ausgeführt, die Genehmigung des Regulie­

rungskontosaldos bei einzelnen Netzbetreibern ohne den Verfahrensabschluss von 

Erweiterungsfaktoren und Netzübergängen der Jahre 2012 bis 2016 nicht möglich. In 

die Abwägung ist auch eingeflossen, dass die zeitliche Verzögerung mit 21 Monaten 
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nicht gravierend war und dem Netzbetreiber seine individuellen Antragswerte be­


kannt waren. 


Angesichts der sich nicht als gravierend erweisenden Verzögerung und der frühzeiti­


gen Kenntnis des Netzbetreibers von den für die Berechnung der Erlösobergrenze 


2018 maßgeblichen Werten erachtet die Beschlusskpmmer die rückwirkende Ge­


nehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpas­


sung der Erlösobergrenze nach sorgfältiger Berücksichtigung aller Aspekte als sinn­


vollste Lösung. 


Die Entscheidung, den Regulierungskontosaldo und die sich daraus ergebenden An­


passungsbeträge für die Jahre 2018-2022 rückwirkend zu genehmigen, ist auch ver­


hältnismäßig. Die Entscheidung dient dem legitimer:i öffentlichen Zweck, entspre­


chend den Vorgaben des EnWG und der ARegV den Regulierungskontosaldo aus­


zugleichen und etwaige Mehrerlöse über die Netzentgelte an die Netznutzer zurück­


zugeben bzw. zu wenig vereinnahmte Erlöse noch einnehmen zu dürfen. Die rück­


wirkende Festlegung ist hierzu geeignet. Sie ist auch erforderlich, da zum jetzigen 


Zeitpunkt ein gleich geeignetes, milderes Mittel nich~ mehr zur Verfügung steht. 


7. Umgang mit nachträglichen Veränderungen der Erlösoberg~e~ze 

Da der Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2016 und seine Verteilung auf die 

· Kalenderjahre 2018 bis 2022 mit diesem Beschluss abschließend bestimmt-werden, 

könnten nachträgliche Korrekturen der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 2012 bis 

2016 im Fall einer Bestandskraft dieser Entscheidung nicht mehr berücksichtigt wer­

den. Daher wird die Beschlusskammer ·notwendige Korrekturen der Erlösobergren­

zen 2012 bis 2016 in dem zum Zeitpunkt der Änderung noch offenen Regulierungs­

kontosaldo (d.h. der Regulierungskontosaldo, dessen Auflösung noch nicht abschlie­

ßend genehmigt wurde), unter Einbeziehung einer Verzinsung entsprechend § 5 

Abs. 2 ARegV berücksichtigen. Korrekturen können durch gerichtliche Entscheidun­

gen oder eine Anpassungszusage veranlasst sein. 

III. 

Zur Frage der Kostentragung nach§ 91 EnWG ergeht ein gesonderter Bescheid. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Mon·ats nach Zustellung Beschwerde 

erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 

Bonn) einzureichen. Es genügt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem 

Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf) 

eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 

einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag 

von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Be­

schwerdebegründung muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten und 

seine Abänderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen 

und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. Die Beschwerde­

schrift und die Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwalt unter­

zeichnet sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung(§ 76 Abs. 1 EnWG) 

Bonn, den 02.10.2019 

Beisitzerin als Vorsitzende Beisitzer Beisitzerin 
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'Anlage R 

für Verteilnetzbetreiber im regulären Verfahren 

1 Vorbemerkungen 

Der Regulierungskontosaldo wurde zum 31 .12.2011 berechnet und im Rahmen der 

Bestimmung der kalenderjährlichen ErJösobergrenzen der zweiten Regulierungsperiode 

berücksichtigt. Hierfür wurden gemäß . § 5 Abs. 4 ARegV Zu- bzw. Abschläge auf die 

entsprechenden Erlösobergrenzen gebildet. Zur Berechnung des Regulierungskontosaldos 

zum 31.12.2016 gemäß § 34 Abs. 4 ARegV und der entsprechenden Anpassungsbeträge 

sind zunächst die einzelnen Jahresdifferenzen 2012 bis 2016 zu bestimmen. Diese ergeben 

sich aus den einzelnen Positionen gemäß § 5 Abs. 1 ARegV (vgl. Kapitel 2). Die einzelnen 

Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 werden in Kapitel 3 erläutert. Zuletzt wird in Kapitel 4 

die Berechnung des Regulierungskontosaldos zum 31 .12.2016 und der Annuitäten 

beschrieben. 

In der Anlage R1_Gesamt sind die entsprechenden Jahresdifferenzen der Jahre 2012 bis 

2016, deren Verzinsung, der Saldo zum 31.12.2016 sowie die entsprechenden Annuitäten 

abgebildet. Die zulässigen Erlöse finden Sie in der Anlage R2, die nach dem Jahr und der 

Netznummer benannt ist. Die Anlage R2_2012-1 bezeichnet somit die zulässigen Erlöse des 

Netzes 1 des Jahres 2012. In der Anlage R3_Erzielbare Erlöse werden die erzielbaren 

Erlöse der Jahre 2012 bis 2016 in einer Übersicht dargestellt. 

2 Positionen im Regulierungskonto 

2.1 Differenz zwischen zulässigen un·d erzielbaren Erlösen 

Die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zulässigen Erlösen und den vom Netzbetreiber 

unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklungen erzielbaren Erlösen (§ 5 · 

Abs. 1 S. 1 ARegV) sowie insbesondere die Erlösdifferenz, die sich aus der Abweichung der 

prognostizierten Mengen, die in die Verprobungsrechnung eingeflossen sind, und den 

tatsächlich realisierten Mengen ergibt, sind zu berücksichtigen. 
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Zulässige Erlöse 

Die zulässigen Erlöse bestimmen sich gemäß § 4 ARegV unter Berücksichtigung der nach § 

29 Abs.1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und § 4 Abs. 2 ARegV festgelegten 

Erlösobergrenze. Dabei ist die gemäß § 4 Abs. 1, 2 ARegV bestimmte Erlösobergrenze nach 

Maßgabe von § 4 Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjährlich vom Netzbetreiber anzupassen. 

Bei einer Änderung von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 

S. 1 - 3 ist die festgelegte kalenderjährliche Erlösobergrenze gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 2 A~egV 

jeweils zum 01.01 . eines Kalenderjahres anzupassen. Abzustellen ist dabei auf die jeweils im 

vorletzten Kalenderjahr entstandenen Kosten; bei Kostenanteilen nach § 11 Absatz 2 Satz 1 

Nummer 4 und 6 ist bis zum Jahr 2016 auf das Kalenderjahr abzustellen, auf das die 

Erlösobergrenze anzuwenden sein soll. 

Weiterhin können Anpassungen aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 

ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (Periodenübergreifende Saldierung) sowie einer 

Mehrerlösabschöpfung nach§ 34 Abs. 1 ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (analog) erfolgen. 

Zudem können jeweils auf Antrag des Netzbetreibers gemäß § 4 Abs. 4 ARegV 

Anpassungen der Erlösobergrenze in Folge von beschied.enen Anträgen 

• 	 nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV) 

und 

• 	 einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

gewährt werden. Eine Anpassung gemäß § 4 Abs. 4 Nr. 1 aufgrund eines genehmigten 

Kapitalkostenaufschlags ist für die Ermittlung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2016 

noch nicht relevant. Der Kapitalkostenaufschlag wurde erstmals für das Jahr 2017 

genehmigt. 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze ist gemäß § 8 ARegV die Änderung des 

Verbraucherpreisgesamtindexes zu berücksichtigen. 

Eine Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenze nach § 4 Abs. 5 ARegV 

(Qualitätselement) war in den Jahren 2012 bis 2016 nicht relevant. 

Erzielbare Erlöse 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zulässigen Erlöse und der vom 

Netzbetreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung erzielbaren 

Erlöse ir:n Regulierungskonto zu erfassen. Die erzielbaren Erlöse erm'itteln sich als Produkt 
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der tatsächlich im jeweiligen Jahr realisierten Absatzmengen und den zuvor im Rahmen der 

Verprobungsrechnung gemäß § 16 GasNEV ermittelten Entgelten. 

Diese werden in der Gewinn- und Verlustrechnung des jeweiligen Geschäftsjahres durch die 

Umsatzerlöse aus Netzentgelten abgebildet. Im Rahmen der Ermittlung der erzielbaren 

Erlöse hat die Beschlusskammer daher grundsätzlich auf die Umsatzerlöse zurückgegriffen. 

Hierbei wird auf die Umsatzerlöse aus Netzentgelten Gas abgestellt, wobei nachträgliche 

Korrekturen bzw. Erlösminderungen beispielsweise im Zusammenhang mit 

Rückstellungsbildungen nicht zu berücksichtigen sind. Die Beschlusskammer geht davon 

aus, dass der Netzbetreiber derartige Umsatzerlöskorrekturen vollständig angezeigt hat. 

2.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV 

(erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen) auf Basis des Kalenderjahres, 

auf das die Erlösobergrenze Anwendung finden soll. Die diesbezüglich in dem jeweiligen 

Erlösobergrenzenjahr enthaltenen Ansätze sind den in diesem Kalenderjahr tatsäclhlich 

entstandenen Kosten gegenüberzustellen. Die so ermittelte Differenz ist im 

Regulierungskontosaldo gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV zu berücksichtigen. 

Kostenbestandteile der Biogas- sowie der Marktraumumstellungsumlage können ebenfalls 

Bestandteil dieser Differenz sein. 

Die in der Erlösobergrenze enthaltenen bzw. ~atsächlich entstandenen Kostenansätze für die 
. . 

erforderliche ln_anspruchnahme vorgelagerter Net_zebenen beziehen sich lediglich auf die 

originäre vorgelagerte Netznutzung von vorgelagerten Netzbetreibern. Kosten für vereinbarte 

Lastflusszusagen oder für Speichernutzungen sind nicht Bestandteil der erforderlichen 

Inanspruchnahme vorgelagerter Netznutzung. 

2.3 Differenz aus Investitionsmaßnahmen 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von Kosten 

nach § 11 Abs. 2 Nr. 6 ARegV. (nicht beeinflussbare Kostenteile) auf Basis des 

Kalenderjahres, auf.· das die Erlösobergrenze Anwendung finden soll. Ein jährlicher Plan-Ist­

Kostenabgleich ermittelt die Differenz, welche gemäß § 5 Abs. 1, 2 ARegV auf dem 

Regulierungskonto verzinst und verbucht wird. Da es sich um eine Anpassung der·dauerhaft 
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nicht beeinflussbaren Kosten handelt, werden diese Differenzen im Kapitel „Differenz 

zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen" berücksichtigt. 

2.4 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 3 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von Kosten 

nach § 11 Abs. 5 ARegV (volatile Kostenanteile für die Beschaffung von Treibenergie) auf 

Basis des Kalenderjahres, auf das die Erlösobergrenze Anwendung finden soll. Diese 

Regelung war erstmalig zum 01 .01.2011 anwendbar. Die diesbezüglich in den Jahren 2012 

bis 2016 enthaltenen Ansätze sind den tatsächlich entstandenen Kosten des jeweiligen 

Jahres gegenüberzustellen. 

Zudem besteht gemäß der Festlegung der Kosten für Lastflusszusagen als volatile 

Kostenanteile i. S. d. § 11 Abs. 5 ARegV (KOLA) (vgl. BK9-14/606) die Möglichkeit, volatile 

Kosten im Rahmen von Lastflusszusagen anzupassen. 

Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV zu 

berücksichtigen. 

2.5 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 3 ARegV wird zusätzlich die Differenz zwischen den für das 

Kalenderjahr bei . effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des 

Messstellenbetriebs oder der Messung und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich 

enthaltenen Ansätzen in das Regulierung.skonto einbezogen, soweit diese Differef")Z durch 

Änderungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb oder Messung 

durch den Netzbetreiber durchgeführt wird, oder Maßriahrnen nach § 21 b Abs. 3a und 3b 

EnWG a. F. sowie nach §. 44 GasNZV verursacht wird. 
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3 Bestimmung der Jahresdifferenzen 

3.1 Jahresdifferenz 2012 

3.1.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2012· 

3.1.1.1 Zulässige Erlöse 2012 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2012 in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2012-1. Die aus 

Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2012-1 Zelle 182 dargestellt. 

Zum 01.01.2013 wurde mit Aktenzeichen BK9-12/1046 und BK9-10/1046 die 

kalenderjährliche Erlösobergrenze gemäß§ 26 Abs. 2 ARegV abgeändert. In den in Anlage 

R2_2013-1 Spalte 1 angegebenen Beträgen ist diese Abänderung berücksichtigt. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2012 ist die Änderung 

d~s Verbraucherpreisgesamtindexes nach§ 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu Anlage 

R2_2012-1 D12 und Zeile 56). 

Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 

bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der 

Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2012 Angaben hinsichtlich der Anpassung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiliigen 

Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Felgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01.01.2012 wa.ren aus Sicht der 

Beschlusskammer nicht anerkennungsfähig: 

Personalzusatzkosten 

Der Netzbetreiber hat bei der Anpassung Kosten für betriebliche und tarifvertragliche 

Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen gemäß § 11 Abs. 2 Nr. 9 
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ARegV geltend gemacht. Sofern diese Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und 

Versorgungsleistungen in der Zeit vor dem 31 . Dezember 2016 abgeschlossen worden sind, 

sind diese Kosten gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV dauerhaft nicht beeinflüssbare 

Kostenanteile. Die anerkennungsfähigen Kosten sind in Anlage R2_2012-1 Zeile 22 

dargestellt. Da die Überleitung von Arbeitnehmern auf den rechtlich selbständigen 

Netzbetreiber zum 31 .12.2008 aus den verschiedensten Gründen noch nicht vollständig 

abgeschlossen war, wurde für die erste Regulierungspedode eine Übergangsregelung 

akzeptiert. Es war danach zulässig, die Kosten für betrieblich und tarifvertraglich geregelte 

Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen von Mitarbeitern als dauerhaft nicht beeinflussbare 

Kostenanteile auszuweisen, die noch nicht unmittelbar beim Netzbetreiber beschäftigt waren, 

deren Tätigkeit aber ausschließlich für den jeweiligen Netzbetreiber erfolgte und deren 

endgültige Überleitung in ein arbeitsvertragliches Beschäftigungsverhältnis beim 

Netzbetreiber angestrebt war. Wollte der Netzbetreiber von dieser Übergangsregelung 

Gebrauch machen, so hatte er nachvollziehbar darzulegen und zu quantifizieren, welche 

Mitarbeiter ausschließlich für das Netz tätig waren und bis zum Abschluss der ersten 

Regulierungsperiode auf den Netzbetreiber im oben genannten Sinne übergeleitet werden 

sollten. 

Anpassung aufgrund eines Sondersachverhaltes 

Mehr- und Mindererlöse nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 GasNEV (Periodenübergreifende 

Saldierung 2008) 

Die Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 

GasNEV (Periodenübergreifende Saldierung 2008) ist in Anlage R2_2012-1 , Zeile 80 

dargestellt und beträgt 280.712,74 €. 

Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 GasNEV (analog) 

Der Netzbetreiber hat eine Anpassung aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach. § 34 

Abs. 1 i. V. m. § 10 GasNEV (analog) in Höhe von -127.808,33 €vorgenommen. Dies ist in 

Anlage R2_2012-1 (Sondersachverhalte; Zeile 80) dargestellt. 

Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze 

Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze, die bereits Bestandteile der Festlegung nach 

§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Anlage R2_2012-1 Zeile 

80 abgebildet. 
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Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV i.V.m. § 4 Abs. 4 S. 1 Nr.1 ARegV 

(Erweiterungsfaktor) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) i.V.m. § 4 

Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2012-1 Zeile 64 

dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.1.1.2 Erzielbare Erlöse 2012 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer 

ergeben sich für das Jahr 2012 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren 

Erlöse. 

3.1.2 Differenz aus·vorgelagerten Netzkosten 2012 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7 

dargestellt. 

3.1 .3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2012 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in f.nlage R1 

Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt. 

3.1 .4 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2012 

Der Netzbetreiber hat für das Kalenderjahr 2012 die Kostenveränderung für die Messung 

bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der Maßnahmen gemäß § 21 b EnWG übermittelt. 

Diese Werte werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

3.2 Jahresdifferenz 2013 

3.2.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2013 

3.2.1.1 Zulässige Erlöse 2013 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2013 in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2013-1. Die aus 
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Sic!it der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage . 

R2_2013-1 Zelle 182 dargestellt. 

Zum 01.01.2013 wurde mit Aktenzeichen BK9-11/8168-NÜ13-1, BK9-11/8168-NÜ13-2, BK9­

11/8168-NÜ13-3, BK9-11/8168-NÜ13-4, BK9-11/8168-NÜ13-5, BK9-11/8168-NÜ13-6, BK9- · 

11/8168-NÜ13-7, BK9-11/8168-NÜ13-8, BK9-11/8168-NÜ13-9 und BK9-11/8168-NÜ13-10 

die kalenderjährliche Erlösobergrenze gemäß § 26 Abs. 2 ARegV abgeändert. In den in 

Anlage R2_2013-1 Spalte 1 angegebenen Beträgen ist diese Abänderung berücksichtigt. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 1 ARegV} 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2013 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. Gemäß § 8 

ARegV ergibt sich der Wert für die allgemeine Geldwertentwicklung aus dem durch das 

Statistische Bundesamt . veröffentlichten Verbraucherpreisgesamtindex (VPI). Für die 

Bestimmung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs.1 ARegV wird der VPI des vorletzten 

Kalenderjahres vor dem ·Jahr, für das die Erlösobergrenze gilt, verwendet (VPI t). Dieser wird 

ins Verhältnis gesetzt zum VPI des Basisjahres (VPI 0). 

Basisjahr der Erlösobergrenze 2013 ist gemäß§ 6 Abs. 1 ARegV das Jahr 2010. Gemäß 

Statistischem Bundesamt beträgt der VPI für das Jahr 2010 100,00 (aufgrund der aktuellen 

Basisumstellung der Indexwerte durch das Statistische Bundesamt) und für das Jahr 2011 

102, 1 O (abrufbar im Internet unter: https://www-genesis.destatis.de/genesis/online > Suche 

nach: 61111-0001). Entsprechend dem Term VPI tl VPI O der in Anlage 1 zu § 7 ARegV 

aufgeführten Regulierungsformel ergibt das Verhältnis des VPI für das Jahr 2011 zum VPI 

für das Jahr 2010 für das erste Jahr der zweiten Regulierungsperiode (2013) einen 

Inflationsfaktor in Höhe von 1,0210. Da den Netzbetreibern im Herbst 2012 für die 

Kalkulation der Netzentgelte 2013 lediglich die Indexreihe auf Basis des Jahres 2005 (d.h. 

vor der Basisumstellung des Statistischen Bundesamtes) zur Verfügung stand, geht die 

Beschiusskammer für 2011 von einem Indexwert 102,31 aus, der sich aus der Division der 

Indexwerte 110, 7 und 108,2 ergibt. Dies sind die Indexwerte für 2010 und 2011 mit dem 

Basisjahr 2005 (v~rgleiche 'hierzu Anlage R2_2013-1 D12 und Zeile 56). 

Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 

bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der 

Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2013 Angaben hinsichtlich der Anpassung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen 
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Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum '01.01.2013 waren aus Sicht der 

Beschlusskammer nicht anerkennungsfähig: 

Personalzusatzkosten 

Der Netzbetreiber hat bei der Anpassung Kosten für betriebliche und tarifvertragliche 

Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen gemäß § 11 Abs. 2 Nr. 9 

ARegV geltend gemacht. Sofern diese Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und 

Versorgungsleistungen in der Zeit vor dem 31 . Dezember 2016 abgeschlossen worden sind, 

sind diese Kosten gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare 

Kostenanteile. Die anerkennungsfähigen Kosten sind in Anlage R2_2013-1 Zeile 22 

dargestellt. 

Bei den geltend gemachten Kosten für Vermögensbildung in Höhe von - € handelt es 

sich nicht um Kosten, die auf einer betrieblichen oder tarifvertraglichen Vereinbarung 

beruhen. Vielmehr · macht der Netzbetreiber Kosten geltend, die einseitig gewährt werden 

(bspw. durch Unternehmensrichtlinie) und jederzeit wieder entzogen werden können, da ein 

arbeitsrechtlicher Anspruch auf Gewährung der Leistung nicht besteht. Derartige Kosten 

unterfallen ersichtlich nicht dem Anwendungsbereich des § 11 Abs: 2 Nr. 9 ARegV, da 

hierdurch nur kollektivarbeitsrechtliche Vereinbarungen geschützt werden. Der Betrag ist 

insoweit zu kürzen. 

Die geltend gemachten Kosten für außerordentliche Aufwendungen in Höhe von- € 

wurden über fünf Jahre periodisiert. Eine Periodisierung ist grundsätzlich jedoch nicht 

zulässig, da die Behandlung im Jahresabschluss maßgeblich ist. Folglich wurden die 

periodisierten Zufüh~ungen bei den zulässigen Erlösen nicht berücksichtigt. Dafür wurde 

aber für das Jahr 2013 einen Betrag in H~he von - € entsprechend der 

handelsrechtlichen Behandlung berücksichtigt. 

Des Weiteren wurden auch die Erstattungen fürs Altersteilzeit durch die Agentur für Arbeit in 

Höhe von- € gekürzt. 

Anpassung aufgrund eines Sondersachverhaltes 

Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze 
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Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze, die bereits Bestandteile der Festlegung nach 

§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Anlage R2_2013-1 Zeile 

80 abgebildet. 

Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 

Nr.1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktbr) (§ 4 Abs. 4 

S. 1. Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2013-1 1 64 dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.2.1.2 Erzielbare Erlöse 2013 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer 

ergeben sich für das Jahr 2013 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren 

Erlöse. 

Ab 2013 werden keine Forderungsausfälle anerkannt. Forderungsausfälle werden nur für 

einen Übergangszeitraum bis zum Ende der ersten Regulierungsperiode berücksichtigt, so 

dass tatsächlich entstandene Forderungsausfälle ab 2013 nicht r:nehr anerkannt werden. 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz zwischen der:i nach § 4 ARegV zulässigen 

Erlösen und den vom Netzbetreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen 

Mengenentwicklung erzielbaren Erlösen im Regulierungskonto zu erfassen. Die erzielbaren 

Erlös.e werden in der Gewinn- und Verlustrechnung des jeweiligen Geschäftsjahres durch die 

Umsatzerlöse aus Netzentgelten abgebildet, unabhängig davon, ob Forderungen 

uneinbringlich waren. Aus diesem Grund sind auch die vom Netzbetreiber angesetzten 

Insolvenzausfallbeträge nicht anerkennungsfähig. Ein Abgleich der in der Erlösobergrenze 

enthaltenen Werte mit den tatsächlich eintretenden Kosten i~t nicht vorgesehen. § 5 Abs. 1 

ARegV gibt vor, welche Kostendifferenzen im Rahmen des Regulierungskontos abgeglichen 

werden. Forderungsausfälle sind davon nicht erfasst. Insofern scheidet eine 

Berück~ichtigung aus. Dies entspricht auch dem Willen des 'Verordnungsgebers, der in § 5 

Abs. 1 ARegV yon „erzielbaren Erlösen" und nicht von ,,tatsächlich erzielten Erlösen" spricht. 

Den Netzbetreibern stehen verschiedene Möglichkeiten (Sicherheitsleistungen, Vorkasse, 

Sperre des Netzzugangs) während der Regulierungsperiode zur Verfügung, um rechtzeitig 

auf drohende Zahlungsausfälle zu reagieren. 
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3.2.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2013 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7 

dargestellt. 

3.2.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2013 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage R1 

Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt. 

3.2.4 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2013 

Der Netzbetreiber für das Kalenderjahr 2013 die Kostenveränderung für die Messung bzw. 

den Messstellenbetrieb inklusive der Maßnahmen gemäß § 21 b EnWG übermittelt. Diese 

Werte werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

3.3 Jahresdifferenz 2014 

3.3.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2014 

3.3.1.1 Zulässige Erlöse 2014 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2014 in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2014-1. Die aus 

Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2014-1 Zelle 182 dargestellt. 

Zum 01.01.2014 wurde mit Aktenzeichen BK9-11/8168-8103-NÜ14 die kalenderjährliche 

Erlösobergrenze gemäß§ 26 Abs. 2 ARegV abgeändert. Die in Anlage R2_2014-1 Spalte 1 

zulässigen Erlöse berücksichtigt diese Abänderung. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2014 ist die Änderung 

des Veröraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu Anlage 

R2_2014-1 D12 und Zeile 56). 

Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbare"' Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 

bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der 

Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2014 Angaben hinsichtlich der Anpassung der . 
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kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen 

Anpassungen zugrunde liege'nden Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01.01.2014 waren aus Sicht der 

Beschlusskammer nicht anerkennungsfähig: 

Personalzusatzkosten 

Der Netzbetreiber hat bei der Anpassung Kosten für betriebliche und tarifvertrag1iche 

Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistunge'n gemäß § 11 Abs. 2 Nr. 9 

ARegV geltend gemacht. Sofern diese Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und 

Versorgungsleistungen in der Zeit vor dem 31. Dezember 2016 abgeschlossen worden sind, 

sind diese Kosten gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare 

Kostenanteile. Die anerkennungsfähigen Kosten sind in Anlage R2_2014-1 Zeile 22 · 

dargestellt. 

Die geltend gemachten Kosten für außerordentliche Aufwendungen in Höhe von - € 

wurden über fünf Jahre periodisiert. Eine Periodisierung ist grundsätzlich jedoch nicht 

zulässig, da die Behandlung im Jahresabschluss maßgeblich ist. Folglich wurden die 

periodisierten Zuführungen bei den zulässigen Erlösen nicht berücksichtigt. Siehe 

Erläuterung auf Seite 9 unter Personalzusatzkosten. 

Des Weiteren wurden auch die Erstattungen fürs Altersteilzeit durch die Agentur für Arbeit in 

Höhe von - € gekürzt. 

Anpassung aufgrund eines Sondersachverhalt~s 

Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze 

Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze, die 'bereits Bestandteile der Festlegung nach 

§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Anlage R2_2014-1 Zeile 

80 abgebildet. 

Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 

Nr.1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßg.abe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2014-1 164 dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 
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Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.3.1.2 Erzielbare Erlöse 2014 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer 

ergeben sich für das Jahr 2014 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren 

Erlöse. 

3.3.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 201 4 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7 

dargestellt. 

3.3.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 201 4 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage 

R 1 _Gesamt Zeilen 1 O und 11 dargestellt. 

3.3.4 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2014 

Die Kostenveräriderung für die Messung bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der 

Maßnahmen gemäß§ 21 b EnWG werden in der Anlage R1_Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

3.4 Jahresdifferenz 2015 

3.4.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2015 

3.4.1.1 Zulässige Erlöse 2015 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2015 in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2015-1. Die aus 

Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2015-1 Zelle 182 dargestellt. 

Zum 01.01.2015 wurde mit Aktenzeichen BK9-11/8168-2918-NÜ15 die kalenderjährliche 

Erlösobergrenze gemäß§ 26 Abs. 2 ARegV abgeändert. Die in Anlage R2_2015-1 Spalte 1 

zulässigen Erlöse berücksichtigt diese Abänderung. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 1 ARegV) 
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Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2015 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach§ 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu Anlage 

R2_2015-1 D12 und Zeile 56). 

Änderungen von· dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 

bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der 


. Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2015 Angaben hinsichtlich der Anpassung der 


kalenderjährlich~n Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen 


Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 


Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01.01.2015 waren aus Sicht der 

Beschlusskammer nicht anerkennungsfähig: 

Personalzusatzkosten 

Der Netzbetreiber hat bei der Anpassung Kosten für betriebliche und tarifvertragmiche 

Vereinbarüngen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen gemäß § 11 Abs. 2 Nr. 9 

ARegV geltend gemacht. Sofern diese Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und 

Versorgungsleistungen in der Zeit vor dem 31. Dezember 2016 abgeschlossen . worden sind, 

sind diese Kosten gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare 

Kostenanteile. Die aneirkennungsfähigen Kosten sind in Anlage R2_2015-1 Zeile 22 

dargestellt. 

Die geltend gemachten Kosten für außerordentliche Aufwendungen in Höhe von- € 

wurden über fünf Jahre periodisiert. Eine Periodisierung ist grundsätzlich jedoch nicht 

zulässig, da die Behandlung im Jahresabschluss maßgeblich ist. Folglich wurden die 

periodisierten Zuführungen bei den zulässigen Erlösen nicht berücksichtigt. Siehe 

Erläuterung auf Seite 9 unter Personalzusatzkosten. 

Des Weiteren wurden auch die Erstattungen·fürs Altersteilzeit durch die Agentur für Arbeit in 

Höhe von- € gekürzt. 

Anpassung aufgrund eines Sondersachverhaltes 

Weitere Bestandteile der. Erlösobergrenze 
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Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze, die bereits Bestandteile der Festlegung nach 

§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Anlage R2_2015-1 Zeile 

80 abgebildet. [Sachverhalt erläutern und Teilbeträge eingeben] 

Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 

Nr.1 ARegV) 

· Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2015-1 1 64 dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.4.1.2 Erzielbare Erlöse 2015 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer 

ergeben sich für das Jahr 2015 die in Anlage R3_Erzielbare. Erlöse dargestellten erzielbaren 

Erlöse. 

3.4.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2015 

Die Diffe·renz .aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R 1 _Gesamt Zeilen 6 und 7 

dargestellt. 

3.4.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2015 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage R 1 

Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt. 

3.4.4 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2015 

Die Kostenveränderung für die Messung bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der 

Maßnahmen gemäß§ 21 b EnWG werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

·3.5 Jahresdifferenz 2016 

3.5.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2016 

3.5.1.1 Zulässige Erlöse 2016 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2016 in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1. ARegV, findet sich in Anlage R2_2016-1 . Die_aus 
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Sicht · der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2016-1 Zelle 182 dargestellt. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2016 ist die Änderung 

· des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu Anlage 

R2_2016-1 012 und Zeile 56). 

Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach§ 11 Abs. 2 S. 1 

bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der 

Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2016 Angaben hins.ichtlich der Anpassung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen 

Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01.01.2016 waren aus Sicht der 

Beschlusskammer nicht anerk~nnungsfähig: 

Personalzusatzkosten 

Der Netzbetreiber hat bei der Anpassung Kosten für betriebliche und tarifvertragliche 

Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen gemäß § 11 Abs. 2 Nr. 9 

ARegV geltend gemacht. Sofern diese Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und 

Versorgungsleistungen in der Zeit vor dem 31. Dezember 2016 abgeschlossen worden sind, 

sind ~iese Kosten gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV dauerhaft nich~ beeinflussbare 

Kostenanteile. Die anerkennungsfähigen Kosten sind in Anlage R2_2016-1 Zeile 22 

dargestellt. 

Die geltend gemachten Kosten für außerordentliche Aufwendungen in Höhe von- € 

wurden über fünf Jahre periodisiert. Eine Periodisierung ist grundsätzlich jedoch nicht 

zulässig, da die _ Behandlung im Jahresabschluss maßgeblich ist. Folglich wurden die 

periodisierten Zuführungen bei den zulässigen Erlösen nicht berücksichtigt. Siehe 

Erläuterung auf Seite 9 unter Personalzusatzkosten. 

Berufsausbildung und Weiterbildung 
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Der Netzbetreiber hat im Rahmen der Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV Kosten für 

Betriebsveranstaltungen für Mitarbeiter in Höhe von- geltend gemacht. Kosten hierfür 

wurden in der Überleitungsrechnung zur Bestimmung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenzen der zweiten Regulierungsperiode nicht als dauerhaft nicht beeinflussbar 

qualifiziert. 

Somit ist eine Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV gemäß des Urteils des OLG 

Düsseldorf in Sachen Creos vom 11.11.2015 (VI' 3 Kart 118/14) nicht zulässig. Zudem ist 

davon auszugehen, dass die Kosten im Ausgangsniveau der zweiten Regulierungsperiode 

gemäß § 6 Abs. 2 ARegV als beeinflussbare oder vorübergehend nicht beeinflussbare 

Kostenanteile enthalten sind. Eine Anerkennung der vom Netzbetreiber vorgenommenen 

Anpassung käme damit einer Mehrfachberücksichtigung gleich. 

Anpassung aufgrund eines Sondersachverhaltes 

Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze 

Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze, die bereits Bestandteile d~r Festlegung nach 

§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Anlage R2_2016-1 Zeile 

80 abgebildet. 

Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 

Nr.1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2016-1 1 64 dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.5.1.2 Erzielbare Erlöse 2016 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer 

ergeben sich für das Jahr 2016 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren 

Erlöse. 

3.5.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2016 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7 

dargestellt. 
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3.5.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2016 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage R1 

Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt. 

3.5.4 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2016 

Die Kostenveränderung für die Messung bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der 

Maßnahmen gemäß§ 21 b EnWG werden in der Anlage R1_Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

Der Netzbetreiber hat eine Differenz der in der EOG enthaltenden Kosten für Messung und 

Messstellenbetrieb (Regulierungskonto-EHB Blatt B_Messstellenbetrieb_Messung, Zellen 

D6 und D7) und den tatsächlich entstandenen Ist-Kosten (E6 und E7) angesetzt. Auch auf 

Nachfrage hin wurde diese Differenz nicht erläutert. Es ist aus den Eintragungen im EHB 

nicht ersichtlich, ob diese durch die Änderung der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen der 

Messstellenbetrieb durGh den Netzbetreiber durchgeführt wurde, entstanden ist (D13 und 

D14). Der Betrag in Höhe von- € kann demnach _gemäß§ 5 Abs.1 Satz 3 ARegV 

nicht berücksichtigt werden. 

4 	 Berechnung des Regulierungskontosaldos und Bestimmung der 

Anpassungsbeträge 

Zur Berechnung des Regulierungskontosaldos zum 31 .12.2016 sind dit? entsprechenden 

Differenzen der Jahre 2012 bi"s 2016 zu berücksichtigen. Die Differenzen der Jahre 2012 bis 

2016 sind in der Anlage R1_Gesamt Zeile D14 - H14 dargestellt. Hat der Netzbetreiber in 

den Jahren 2010 und/oder 2011 · Mehrerlöse erzielt und von der optionalen Sonderlösung 

Gebrauch gemacht, ist zudem der entsprechende Anpassungsbetrag bei der Saldenbildung 

zu berücksichtigen. Der Anpassungsbetrag bei Mehrerlösen des Jahres 2010 ist in der Zelle 

D22, der Anpassungsbetrag bei Mehrerlösen des Jahres 2011 ist in der Zelle E22 zu finden. 

Diese Jahresdifferenzen sind gemäß § 5· Abs. 2 ARegV zu verzinsen. Der 

Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 ist in der Zelle H27 angegeben. 

Aus dem berechneten Regulierungskontosaldo wird gemäß der Übergangsregelung in § 34 

Abs. 4 ARegV eine fünfjährige Annuität berechnet. Die Höhe der Annuität ist in Zelle D37­

H37 angegeben. 
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TEN Thüringer Energienetze GmbH Co.KG 

Rl Ermittlung der Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze 

Betriebsnummer 12001862 

Bestimmung der Jahresdifferenz 2012 2013 2014 2015 2016 

nach § 4 ARegV zulässige Erlöse 63.746.414,05 72.505.086,39 71.081.476,71 72.843.552,64 72.266.676,18 
Erlösobergrenze gemäß § 4 ARegV 

erzielbare Erlöse 54.982.232, 73 75.063.979,47 68.945.548,80 74.225.310,83 75.388.126,81 

Erforderliche lnansP.ruchnahme tatsächlich entstandene Kosten 
vorgeiagerterNetzebenengemäß§ll ~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~------=====-~~--:::=:=:=:=:=-

Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV in EOG enthaltene Ansätze 

tatsächlich entstandene Kosten Volatile Kostenanteile.gemäß §11 
Abs. 5 ARegV - - - - ­in EOG enthaltene Ansätze 

bei effizienter Leistungserbringung - - ­Messung/ Messtellenbetrieb 
entstehende Kostenveränderung -

5.163.558 1.623.377 3.522.284 2.123.162 -325.337 

l 
Netzbetreiberan­

Bestimmung der Annuität 
gaben gern. Antrag Genehmigte Werte 

Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 -325.337 

Verzinsung für das Jahr der Antragstellung -6.897 
Barwert (zu verteilender Betrag) -332.234 

jährliche Annuität von 2018 bis 2022 -69.990 

2018 2019 2020 2021 2022 

Betrag aus optionaler Sonderlösung 
Endbestand 
Mittelwert aus Anfangs- und Endbestan·d 
Zinssatz gemäß § 5 Abs. 2 ARegV 
Verzinsung des Saldos 

Gesamtsaldo nach Verzinsung 

Verteilung 

Anpassungsbetrag 51 -69.990 -69.990 -69.990 -69.990 -69.990 
Abschlag auf EOG Abschlag auf EOG Abschlag auf EOG Abschlag auf EOG Abschlag auf EOG 
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Verfahrensart Rege:IVflfahren 

Ausgangsnlve1u gemaß § 6 Abs. 1 AR~V E 

Pauschaliel1e' tnvest1tlonszuschlag nad'I § 25 ARegV 

Basisjahr (li) 2006 

94„7%Eftlzle<1zwett IEWJ 

Vubraucherpreisgcsa~ndex nach§ 8 ARegV des Jahres 2006 (VPIOJ 101,6 

Vtibraucherprds.gcsamtinde:x nadl § 8 AAegV des Jlhtff 2010 (VPltJ 108,20 

R2 2012-1 Nachrechnung der angepassten Erlösobergrenze durch die Bundesnetzagentur für das Kalenderjahr 2012 

Oaten der Regulron.ingsperlodo J ahnncbton 

-E 

Jalll 

Vertellungol11ct0< nach 
§ 16 Abs. 1 AR~V (VI) 

Verteifungsfaktor nach 
§ 16 Abs. 2 AR~V 
(Vl. indiv] 

Gene1eller sektoraler 
ProcluktMtltlfaklor 
nach§ 9 ARegV (PF!] 

2009 0.10 1.2500'A 

2010 0.20 2,5156% 

2011 0.30 3,7971% 

2012 o,40 5,0S.5% 

Saldo aus Natzver· Sa.Jdo aus Nettvor·Oauem..·tt nkht booinllus.sbare Kostenanteile n:1ch § 11 Abs. 2 AR~V Wcrto aus Basisjahr Kosten 
ändenmgcn (Kosten} .:indcrungen (ErlöH) 

gesealiche Abnehme- und VergOtungspllichle<i (Nr. 1) 

Konze$$lonsaboaben (Nr 2) 

Bctr1d>ssceuem {Nr. 3) 

erlofdertid'le Inanspruchnahme vorgelagerter Netz.ebenen (Nr. 4) 

gienehmgte lnvetlluontmaßnahmen nadl § 23 AR.egV (Nr. 6) 

AutlOsung desAbzugsbetrages nach§ 23 Abs. 2a AA.egV 

verbleibende Kosten Biogas nach Abzug W3lzungspausd\ale (Nr. 8a) 

betrieb. und terifvcrtrlg. Vtfelnbat. ~loM:nna~· uodVers01gungsleisL (Abschluss vor 31.12.08) 
(Nr.9 

Betriebs· und Pe1aonalratstatigkeit (Nr. 10) 

8eruls1usblkM!g, Wel1tlt>ltdung. Selriebsldndertage„u.uen (Nr. 11) 

PJU$Chale1ter lnvestitions?U$Chlag nach§ 25 ARegV (Nr. 12) 

Au116song von Baukosttn?use:hOs.senl Nettanse:hlusskoste:nbeit:r:lgefl (Nr. 13) 

0'9uerhilt1 nicht bftlnßuubilro Kosten KAdnb 

Saldo aus Netzver­voialikl: Kostonantollonaeh § 11 Abs .• SARegV Kosten inVKO ErföseinVKO Kosten in VKl ErlösolnVKt linderungen (0bomag) 

Kosten fOr cie Bescl\lfl.mg von Treibenergie 

Kosten l'Or 1..a$11!uniusag.en 

Differenz der volatilen Kosh:':n.antello (VJ(t • VKO) 

Angopu.sto EOG vor ~ldo aus Netlvor- Summo (an90~sstc EOG 
EnnitUung dervol'Obergehend n idrt bceinßuss~ren und der becinflu.s.sbarcn Kostcn.Jnteilc Worte aus &.slsJahr Ncttvorllndorungcm ~dcrungon (Obertr.11g) n:iieh Ncttver:t.ndorungen 

J lhrfteho vorttbergebend nicht beeinflussbarer zzgl. nkhl l<Avnl>,O + (1 • vt) X KAb,O 
~ boeinflussbarcn Kostenanteit 

Verbrauche:rprelsgesomtlndex (VPr) und Produktfvibtsf:aktor (PF) 

VPI 2006 (• VPIO) VPI 2010 

Ve.rbfauchecpreisgn.amdndex nach§ 8 AAegV VPI 101,60 108.20 

SI~ des VtrbnMJc:herpreisgq.amtindu bezogen aut Basb-jahr VPll/VPIO 1,0650 

kumuliertecr 91!nerellet settoraler ProduktiviUHsfaktornach§ 9 AAegV Pfl 0,0509 0,0509 

Verbraucherpreisgesamlindex J. Pfodulcliv11äitsfortsduitt (VPIWPIO) • PFI 1,0140 

J.thrllcha KmtDnantoUo Kvnb+ Kb mit VPI und PF lKAvnb,0 +(1. VU x KAb Ol x lVPlWPIO • PFt) 

Genmtkosten ohno dauerhe·I\nldlt beeinftussbaro Kostenante:lle 

Bedntusslwet Kos1eoan1eil 1%1 

Beeinlussb&rcr Kos.tena.ntcil ~ 


Vorobergehend nicht bceinllU$$baret Kostenanteil 1"41 


VOtObergthc!nd nicht boefnflus.sb.3n:r Kostenanteil " 


Nicht abgebauterTell der beeinflussbaren Kosten 

Abzubauender beeinftuubaset Kostenanteil 

KAge1,0 • KAdnb,O 

1·EWI 

KAb,O 

EW• 

l<Avnb,O 

1 ·VI 

(1 ·VI] X KAb,0 

vtxKAb,O 

Etwei:terungsfa.klor (EF) 

Anpassungsbetrag 1urGrund eines E.rwe:lterungshUctora nach § 4. § 10 EFI 
AReoV 

http:Bescl\lfl.mg


TEN~r&.p.nett.•G-nl:*fCo.KG S.ti•~12001862 

lnll>dMl•tung (VPIWPIO • PF!) x EFI 

JJhrliche Kostenanteile -Vnb• + "'b„ mit VPft ·und Pft sowio EFt (KAvnb.O + ( 1 -VI) x KAb,O) x (VPIWPIO • PFt) x EF 

Qu.>litJltseltment (Qt) 


Zu. und AbseNA e aufdie Erl6s.ober enze nach 19 ARe V Ot 


S;iildo des Regulierungskoncos (St) 

Verdnderung det vob.tilen KostenanteUo (V)(t·VKO) 


VMnderu dt:tvofaliltn Kostt:nanteile nach 11 Abs. 5 AR V VKINKO 


EOt • KAdnb,t +{KAvnb,O + ( 1 • Vt) X KAb,O) X Zwlschenorgobnis Et1osob0.rgrcnz.o nach RogullciNngsformol (EOt) 
IWPIO - PFI x EF +01 • VKt • VKO+ St 

Sondot"S:lchverh.l.ttc 

Sachverhalte die nicht von der R leNn rormel erfas.st werden 

Kalenderj3hr11che Er10sobergrenzc EOt. kalende~aMich 
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R2 2013-1 Nachrechnung der angepassten Erlösobergrenze durch die Bundesnetzagentur für das Kalenderjahr 2013 

Dottm dor Re-gullonmgspcriodo 

Ver!Jhreft'Hrt Regclllflfllven 

Au$Jl•ngsniveau oemaB § 6 Abo. 1 AAegV 

P11uschaJierter fnvestilionsnisehlag nach § 25 ARegV 

&slsjalv(\,) 

Elllzienzwort [EWJ 

Ve<b<ouche<p<elsgeumdndex n1dl § B AAegV des Jehres 2010 [VPIOJ 

Verbraudlerpre1$9n•mdndex nach§ 8 AAegV des Jelvn 2011 (VPltJ 

-

2010 

91,25% 

100 

102,31 

J1lv 
Vtttellungsfatl« nach 
§ 16Ab5 1 ARegV (VI) 

Vertellunosfaktot nach 
§ 16 Abs. 2 AAegV 
(Vtlndv) 

Gentteler sektoraler 
ProclllclMtatslalctO< 
nad> § 9 ARegV IPF1J 

2013 0.20 1.5000% 

2014 0,40 3.0225% 

2015 0,60 , ,5678'A 

2016 0,80 6,1364% 

2017 1,00 ? ,7284% 

S:.ldo aus Netzvor· S:.kfo aus Nccvtr·Oauom.a:rt nicht booinßuss~re Kostenantoil& ruc.h § 11 Abs. 2 ARegV Worto aus Basjsjahr Kosk!n Erlosc 
ainderungen (Kosten) .:i.ncf.orungen (Erlöse) 

gese121dut Abnahmo- und Verg0tun95ptlichten (Nr. 1) 

K.onzeuionsabgaMn (Nr. 2) 

S.triebssteue<n (Nt, 3) 

erfofdcrtiche lnan$9fUchnah.me vorgelagerter Nettebenen (Nr, 4) 

genehmigte lnvesbtlonsmaßnahme.n nach § 23ARegV (Nr. 6) 

Aull6sung des AbNgsbeuoges nadl § 23 Abs. 2• AReg\I 

verbleibtnde Kosten Biogas nadl Abivg W4b;ungspaUJChaJe (Nf. 8a) 

bttrft:b. und taritv,rtrag.. Vtttinbar. zu Lohnzusatt- und Versorgungsleisl (Abschluss vor 31 .12.08) 
Nl.9 

S.triebs- und Pe11onalt0tslllliglcei1 (Nt. 10) 

~rvfs.ausblldung, WelterbildUng. Setriebskindertagustatten (Nr. 1 t) 

pa.usehal~ner lnvttbtfonszuaehfag nach§ 2:5 ARtJgV (Nr. 12) 

AJ.Jft4sung von 8at.1koste11zusd"IOssenl Netzanschlusskostenbeitragen (Nr. 13) 

0.1.Uerh;ifl nfcht bff1nßu51b;:iro Kosten KAdnb 

~ldo aus Neuver­vobtiJo Kostrnantctitc n;mch § 11 Abs.• 5 ARegV Kosh!n in VKO Ertose W'IVKD Kosten ln VKt Erlllse In VKI 
>nde"'"Otft (0benng) 

Koslen fOr cfe Beschaffung von Tr~bf!nergie 

Kosten llr Lestlusuusagen 

Dilforeni der vol>tilon Kost....,,leilo (VK1 • VKO) 

Summe 

Angepauto EOG vor Saldo aus Netzvor· SlllT\MO (ang41p:1..uto EOGErmitUung der vorübergehend nicht becinßussböll"t'n und der beeinflussbaren Kosten.antoi.le Werto aus Basisjahr 
Netzver.1ndcnmge-n :lnderungen (Obertr.ag) ooeh NetzverSndan.ange.n 

Geumllcosl!n ohne dauethaft nicht beeinfluss.bat• Kos-tena.ntelle KAges,O - KAalb,O 

Betinftussbatv Kosten1nltil f%) 1·EW• 

Beeinftussbarer Kostenantt:tl ~ KAb,0 

VorObefgehend nichl bttinftussbaier Kostenanteil f%) EWe 

VorUbctrgchend nlc:ht boe.influssbarer Koste:nanteil ~ KAvnb.O 

N'tehl abgebeutet Tell der beeinftussbaren Koslen 1·111 

(1 - III) X KAb,O 

Abzub1uendt'r beejnlluS&batet Kostcnanl~ lllxKAb,O 

J:Lh.rflcho vorObergohond nkht beolnnuubaror zzgl. nkht 
baumn becirlßussbaren Kostenanteil 

KA"1b,O • (1 ·\II) XKAb,0 

Verbr.aucharpreisgesamtlndcx (VPIJ und ProduktMt:ltsf11.ktor (PF) 

VPI 2010 (• VPIO) VPl2011 

Vert>teudletptelsgesamdndex nach § 8 AAegV VPI 100,00 102.31 

Steigerung des VMl<luchttpc"eisgttamlindH bezogen au:f Baslajatv VPl1/VPIO 1,0231 

kuft'IJllerter geneJeler ttktoraler Produktivtt4t:sf.oktof nach§ 9 AAegV PFt 0,0150 0,0150 

Verl>rauehetp<edgffamilndex J. Produktivibltsf«tlc:hritt (VPIWPIO) • PFI 1,0081 

Jlhrliche Kostenanteile Kvnb + Kb mit VP Jund PF KAvnb.O + 1· Vl :.: KAb 0 x IVPfWPIO ·PF! 

http:Obertr.ag
http:Kosten.antoi.le


lnlationieJWlg (V?tWPIO • Pfl) x EFt 

JAhrllct„ Koston.ont•lle "•nb". "b" mit Vl'lt und PFt sowi4 EFI (J<Amb,O. ( 1 • vt) Xl<Ab,O ) X (VPllNPlO. Pft) X EF 

Qu.i:Utltseklmcnt (Qt) 

Zu· und AbsehlG e auf dfe Et16sobet enze nach 19 ARe V Ot 

Saldo dff RogulleM>gJkonlos (St) 

Verlindtrwig d•r •olotilen KostMOntcUo (VKt-VKO) 

Ventnderun der volatilen KMten.anleile nach 11 Abs. 5 AR !II VKl.YKO 

EOl • KAcfnb,l +(KAvnb,O +( 1 • vt) X l<Ab,O) X 
Zwischenergebnis Et1ösobcrgrenzo nach ReguUorungsformol (EOt) rWP-10-PFt x EF +Ot+VKt·VKO+St 

Sondersachvorh:1~ 

Sachverh1Ue dTe nkhtvon dtt Re 11erun ronnet etfasstwerden 

KalenderjDhrllche Erll!sobergrenze EOt. kalendetjaMlch 

So«'„5vcn12 



R2 2014-1 Nachrechnung der angepassten Erlösobergrenze durch die Bundesnetzagentur für das Kalenderjahr 2014 

Daten dcr Rogu.Ucirung•pciriodo Jahresdaten 

Ve<falvensert Re-getvetfahrtn 

Aus.gangsmveau gemOß § 6 Abs. 1 AAegV € 

Pauschalierter lnveslitionszuschlag nach§ 25 ARegV -
Sasisjohr(I:) 2010 

Elft>jenzwert (EWJ 91,25% 

Verb!aucherp<eisgeumdndex nach§ 8 AAegV des J•h•„ 2010 (\/PIOJ 100 

Verb!oucherp<eisg...mdnd„ nach§ 8 AAegV de> Jahtes 2012 (\/Piil 104,10 

Jahr 
Verttilungsfalctor nach 
§ 16Abs 1 AAegV (V1) 

Vetteilungslalctor nach 
§ 16Abs.2AAegV 
(\11. indivl 

GeMrt!lttse:klorller 
Produ~tätsfalctor 
nach § 9 AAegV (PFIJ 

2013 0,20 1,5000% 

201• O.•O 3,0225% 

2015 0.60 4,S678'A 

2016 0,80 6,136'% 

2017 1,00 7,7284% 

Saldo aus Netzvcr· Sl.11do :ius Netzver­OauoNtt nicht bffinßuss~ro Kostcn:anleilo nach t 11 Abs. 2 ARegV Worte iltl:S Basisjahr Kosten Ertöso 
~nd<tnmgen (Ko<""'} .andorungcn (Erl6so) 

ges.etttfche Abnahrrte- und Vc1g0tungspflichten (Nr. 1) 

K°"zessi-abgabtn (NI. 2) 

Selriebssteuem (Nt. 3) 

morderllche lnansptUchnahme vorgelagertu Netz.ebenen (Nr. 4) 

ge~mig:o fnve&bcommaBnahl'Mn nach§ 23 AAegV (Nr. 6') 

Auft6s<Jng des AD:rugsbetrages nact> § 23 ADs. 2• AAegV 

verblt1bende K011en Blogas nach Abzug W 4trungspaus.chaJe (Nr. 8a) 

bt!Jieb. und ta.rifvef'b'ag. Vereinbar. zu lohnzusat?· und Veraorgung:skisl (Absc:l'llu$1 VOf' 31.12.08) 
r.9 

Selriebs- und Pe"®lllr01Jlldgkell (NI. 10) 

Be.n.ifsa.usbilcl.eng,W~1Mbildung, Betriebsklndertagessmtlen (Nr. 11) 

pauocha!ietter lnvesbdons:ruschlag nach§ 25 ARegV (Nr. 12) 

Auftösung von Bnukosten.zuseh0$stnl Netzonschluukostenbeitra~.n (Nr. 13) 

011verf\lJtc nicht bfflnflussb.aro Kosttn KAdnb 

S.ildo aus NctzVer·
volatile Kost.manhtl.lonach t 11 Abs. 5ARegV Kosten tn VKO Erl6se tn VKO Kosten inVKt Erlöse In VKt 

Jnderungen (0benr.ig) 

Koslen fOr cie Beschaffung von Ttttöttiet91e 

Differenz. dor volatHtn KostOf\3.nteilo (VKt • VKO} 

Angepasste EOG vor Saldo aus Netzver- Surnmo (~~passteEOGEnnittJung der vorilbcrgchcnd nicht bcefnrlussbaron und der beeinflussbaren Kost~ntello Wetto aus Basisjahr 
Nottvoli(ndoNngon Anderungon (0bortr.11g) na:ch Netzve.rlnderungen 

Gesamtkosten ohne daut:rhaft nicht beelnftuub11e Kostcmanltile KAG••.O. t<Adnb.O 

Secinllunbam Kostenanleil (%) t·EWa 

Beeintluubaier Kostenat1teil J) KAD,O 

VorObergehend nicht beeinftUübatff Kostenanttil (%] EWo 

VoriJbergehC!nd nicht bff>influssbaror Ko.ste:nantoil J] KAvnb,O 

Nicht abgebauter Teil der beein ftussbaten Kosten 1 ·VI 

Nl<h1 A1>9eba"'4r l>fflnnusstwer Kostenan1ell (1 • V1) x KAD.O 

Abzubauender betintlussbartt Kos:tenan1e:U Vlx KAD.O 

Jllhrllcho voc1lbergohond nl<ht bffTnnussban>r ngl. nl<hl 
bauten beetnnussbaren KostenanteH 

KAvnl>,O + (1 • V1) x KAD,O 

Vorbr.1uch<1prelsgesorn1lndox (\IPIJ und Produktlvhllufaktor (PF) 

Verb!auche!pfeisges1mlindex noch§ 8 AAegV 

Steigerung de$ Verbnlucheq>teisgeumdndeJt ~zogen euf Bmjahr 

kumulierter gene<eller ae.ktoraler ProduktMtätstaktor nadl § 9 AAegV 

Vettitaueherprei$geumtinde-x J. P'odukt.ivTtatsrorucMn 

VPI 

VPll/VPIO 

PFI 

(\/PIWPIO) • PFI 

VPI 2010 (• VPIO) 

100,00 

0,0302 

VPI 2012 

10.,10 

1,0410 

0,0302 

1,0108 
-

J!hrtiche Kost en;a.nrei le Kvnb + Xb mit VPI und PF KAvnbO+ 1- VI xK.AbO X'lVPIWPIO·PFI 

Erweherungsf.:drtor (EF) 

~e:,~urigs.belnlg aur Gnmd eines Eiweite:rungsfaktors nach§ 4, § 10 EFI 

S1de6\'on 12 

http:0benr.ig


lnlationlenmg (VPlllVPIO • PFI) X EFI 

J:lhJIJcho Kostcnontoilo "'Vnb"' + "'b" mit VPH und PFt sowk> EFt (KAvnb,O. ( 1 • vt) X K.Ab,O) X (VPtWPIO. PFt) X EF 

Owlit:ltseiemcmt (Ot) 

ZU. und Abschll aufcle E.rlOSoberarMZe nach t 9 AR V Qt 

S•ldo des RO!lullenmgskontos (SI) 

Ve~rung der volatilen Kostenanteile (VKt-VKO) 

Vet1nderu dervolaölen Kostenantde n1ch 1 \ Abs. 5 AR IV VKl-VKO 

EOI • KAdnb.t +(KAvnb,0 + ( 1 ·VI) X KAb,O) x 
ZwiscMnergebtüs Erlosobergreru:e no1eh Rogulle.rungsformel (EOtJ 

t/VPtO • PFU x EF • Ot • VKt • VKO• St 

Sondersachvorh31tO 

Sachverhalte cic nicht von der Re lcrun rormel erfaut wcrd4Hl 

Kalenderjlhrflche Erf!Ssobergrenze EO~ kalendeljäMich 

W.7vcn12 



Bt~t 12001962 

R2 2015·1 Nachrechnung der angepassten Erlösobergrenze durch die Bundesnetzagentur für das Kalenderjahr 2015 

Oaten der Regutierungsporiodo JahrH~ton 

Verfahrensart Re.getverfah1en 

Ausgangsniveau ~miß § 6 Al>s. t AR.ogV -Pauschelerter lnvettitfonszuschlag nach § 25 ARegV 

-sjahrft,J 20t 0 

Ellzl<fl:werl fEWJ 91~% 

Vetbraudletpreisgesamlindex nach § 8 AR.egV des Jahtes 2010 (VPIOJ tOO 

Vefbraucht1pe'eisgcsamlindex naeh § 8 ARegV de:s Jahres 2013 (VPllJ 105,70 

Jatv 
Vertalungsfaktor nach 
§ t&Al>s. t ARegV M) 

Verteikmgsfaktor nach 
§ 16 Abs. 2 ARegV 
fVt. lndivf 

GttieteUer seldoraler 
ProdulclMl4tsfllc!0< 
necl> § 9 AR.egV fPF1f 

2013 0.20 l,5000% 

20t• o.•o 3.0225% 

2015 o,60 •.5678% 

2016 0,8() 6,136<% 

2017 1.00 7.728''4 

S~ldo aus Notzvcr· Saldo aus Nctzvor·Worto aus 83slsJ:ahr Kosten Ert6se 
;ll"ldcnmgen (Kos·ren) 4.ndcrun~n (Ertäu) 

gesetllld'le Abnahme. und VergOtung:spftichten (Nr. t) 

KonZ6SIOl'l$8bg•ben (Nr. ~ 

S.oiebssteuem (Nr. J) 

genehmigte lnvnulionsmaßnahmen n1ch § 23 AAtgV (Nr. 6) 

Aofl4sung des Abzugsbebllges nach§ 23 Abs. 2a AA.egV 

vetblelbende Kosten Biogas nach Abzug W3lz:ungspauschale (Nr. 81) 

betrieb. und terifVertrog. Ve:rebibar. zu t.ohnzut.atz• ul'H:S Versorgung:slebt. (Abschluss voc 3 1.12.08) 
Nt.9 

Be:tt1ebs.-und Persona!ratslätighrt (Nr. 10J 

S.rufsauM>ldllng, Wel1'tl>ildung, S.llf<btlcindMag...IA..., (Nr. 11) 

paU$chalierter lnYHUtlonnuschltg nach§ 25 ARtgV (Nr. 12) 

Aul6Sung von 8ouk~tenzusd10sscn/Netzanschlu:sskostenbeitn1gen (Nr. t3) 

Kosten odtf Er10Se aut Mailnahmen e1na Bel1etbtn von Gasversorgung:snel%en. die einer 
wirksamen Vertahre:nsie ierun unttfti en 

Oauerhatt n icht bc<linnuss~ro Kostt-:n KAdnb 

S:lldo aus Notzvor­vobtl14 Kostc...,,,tclle naeh § 11 Abs. S ARcgV Kosten lnVKO ErlO„ln VKO Kosten In VKt ErJOs.olnVKl anctenmgefl f0t>ortr.og) 

Differenz der vol-.tilen Koshmlntcile (VKt - VKO) 

Angepas.sto EOG vor Saldo aus Nctzver· Summe (angopauto EOGE,rTnltttung dor vorObergohefld nicht bffinttus.sb:lron und der beolnOuuboaron Koste~teUe Werte aus Basisjah r 
Netzverandenmgen A:nderun;en (Übef'tnlg) l\3Ch Netzvortlnderungen 

Gen.rntkosten ohne dtuerhaft nicht beeintV»bate Koste:nat1ttlle KAG••.O -KMnb,O 

e„lnlluubarerKostcnantell 1%1 t-EWa 

Bcelnlluosb11er Kostenanteil J) KAb,O 

VO<Oborgehend nicht boelnluosbam Kostenanteil 1%1 EWa 

VorObergchond nicht beolnßussb:lrer KostMOJnte11 ~ KAvnb,O 

Nicht abgebauter Teil dt1 beelnSussbaten Kosten 1-1/t 

Nicht abgebauter beelnßussbarer Kostenanteil (t -\lt) X KAb.0 

Abzubauencf.e:r beelnflu:ssberer Kosleneßteil \/tx KAb.O 

J:ihrticho vot1lbergehend nicht beelnßuub:lror zzgl. nlcht 
uten beeinflu.s.sbaren Kostenanteil 

t<Avnb,0 + (t - \lt) X KAb,0 

Vcrbr:auc:herpreisgosamtindcx (VPI) und ProduktlvlttJtsfaktor (PF} 

VPl 20t0 (• VPIO) VPI 2013 

Ve1blaucherpre1sgaamtindex nach § 8 AR.egV VPl t 00,00 105.70 

StelgeMlg des Vetb<1udlcrprelsgesamtindex bezogen ""' e..isjaht VPlllVPIO t,0570 

kumulierter genertJler seklortler Ptoclu.krMtlt&faktot nach§ 9 AAegV PF! o.om 0,0457 

Verbruucherplelsgesamtindex J. Prod1Jktivit3tskwtsctvitt (VPIWPIO) - PFt 1,0113 

JlhrflchG Kosten.antcilkt Kvnb +Kb mit VPI tmd PF fKAvnb,O + n.vn X KAb.Ol X NPIWPIO. PFU 

Erwoftcnmgsfaktor {Ef} 

=~ungsbetrag eur Grund ~HErwei,erungshtletors neeh § 4, § 10 Eft 

http:f0t>ortr.og


TEN~EN~QeGmbHCoKG Be~r12001862: 

lnßationitNng (VPIWPIO • Pfl) < EFI 

J>hrli<he K„„.,....ii. -Vnb" • '1>" mh VPlt und PFI aowi. Efl (l(Avnb,0 • ( 1 •VI)• KAl>.O) • (VPIWPIO • PfQ X EF 

Sonderuthve.thatte 

Sachverhalte die nich1;von der R M.l't fotmcl erttsstwerdM 

Kalenderjlhr11che Ert6aobergren2e 

http:K��.,....ii


R2 2016-1 Nachrechnung der angepassten Erlösobergrenze durch die Bundesnetzagentur für das Kalenderjahr 2016 

Ooton der R~llcrungsporiodo JahresdatQfl 

Verfahlemart Regetverfahren 

AUs.gangsnive.au gemaß § 6 Abs. 1 ARegV 1 -Pausehaßert~r l nv~t1tlonuu1chl ag nach § 2S AA~V 

Basisjalvl~I 2010 

Ehlzltnzwcn {EWJ 91.2$% 

Verbmldle<p<eisgnamtinde• nodl § 8 AAegV dea Jalves 2010 (VP!Of 100 

Vcrbfaucherprelsgesamtindelt nach § 8 ARegV des Jahres 20 t • (VPllJ 106,60 

Jalv Vertellungsf\11<10< n1dl 
§ 16Aba. 1 AAegV (VI) 

Verteilungsfaktor nach 
§t6Abs.2AAegV 
(Vt.lndlv) 

Gene1eller sek1oraler 
Produk1Mt.litsf.aktor 
nach§ 9 AAegV (PFtf 

2013 0.20 1,5000% 

2.01' MO 3,0225% 

201$ 0,60 4,5678% 

2016 0,80 6,1364% 

2017 1.00 7,nM% 

Saldo aus Nottvor­ Saldo aus Netzver­
llndÖNng<n (Kostfl>) 1.1.ndorungon (Erlöse) 

O:iuerfilft nicht beeinfluss~,_Kostcnantollo nach§ 11 Abs. 2 ARegV Worto aus BasisJahr Kosten Er1on 

gesetdlcho Abnahme-- und Ve-rgOIUngsplllchte:n (Nr 1) 

Kooze„lonsabglbtn (Nr. 2) 

8etnebsS1eoem (Nr. 3) 

erforderftehe Inanspruchnahme vorgetagertet Netttb~e.n (Nr. 4) 

genelud gte lnv..Ooonsmoßn&hmen nach§ 23 ARegV (Nr. 6) 

Autl6sung dn Abzugs.bellages nach § 23 Abs. 2a AAegV 

verbltt~de Kosten Biogas nach AbZug WälzungspausdiaJe (Nr. 8e ) 

betrieb. und t11Uvern9.Verernbar. zu Lohnzusatz· und Versorgungsleb.t. (Abt:chlun vor 31.12.08) 
(Nr. 9 

Betriebs· und Pe.rsonafratst4tlgkeit (Nr. 10) 

80Nlsau$b11Mg, W..l•rbddung, S.oitbskindcnagustttten (Nt. 11) 

pousdlollerter lnvesodenmischlag nodl § 2$ARegV (Nr. 12) 

Aufl6sung von BaukostenzuschQsse:nf Netzanschlus.sli:ostenbeitn\ge.n (Nr. 13) 

Kosltn °""Erlat:• aus Maßnahmen eines &reiben von Gasvmorgungsnetzen, • e~tf 
wWU.amen VerfahrenM erun untertie en 
aus einem vtteinfachten Verfahren Obergehende dauerhaft nicht beeinlussbare Kostenanteile (ohn 
vor ela ert11: Netllosttt1 

D01uC!rhat't nicht beeinflussbare Kosten KAdnb 

Saldo aus Notr:ver· volalik! KostoMnteUe n.ach § 11Abs. 5ARegV Kosten in V1<0 Ertose inVKO Kos ttttlnVKt Erl6$0lnVKt 
•nderungen (Obomg) 

Koslen rot die Besdle·ffung von Trelbeneigie 

Kosten fQr Lesdusszusagen 

Oiffe.rt:nz dor vobtiJen KostonAl'ltelto (VKt • VKO) 

Ennltttung dervorübergehend nidtt bcefnfluHbaren und dC!r bc!einßus.sbarcn KostenanteUa ~rto aus BulsJahr 
Angepassto EOG vor 
Netzver:indc!runge!n 

SoJdo aus Netiver· 
lnderungcn (Obertr.19) 

Surnmo (angGpusto EOG 
Mch Netiver.tnden..1nge-n 

Gesamtkosten ohne dauerhaft nk:hl bc~lus„bateKostenanteile KAg.,;,0 • KA<hb,O 

Beeinflumarer Kostenanteil (%1 t · EWa 

Be.elnSuubarer Kostenanteil ~ l<Ab,0 

VorObergehend nicttt beeinfluss.barer Kostenanteil(%] EWe 

Vorübergehend nkht beelnflu.ssbatl!r Kostenanteil ~ t<Avnb,O 

Nicht abgeb•uter Teil der beeinftuss.baren KO'-ten t ·VI 

Nicht obge.,..Ultr beeinfluu...,,,r Kos,..,.,,lell (t ·VI) X l<Ab,O 

Abzubauender beelnftussbater Kostenanteil VtxKAb.O 

J!&hrticho vortlbergehcnd nicht boelnflus:sbarorzzgl. n1dtt 
~uten bffinftussb'1ren Kostenantefl 

KAvnb,O + (t ·VI) X l<Ab,0 

Verbr.aucherpreis~mtindC!JC (VPI) und Prodokt:ivitätsfalrtor (PF) 

VPI 2010 (• VPIO) VP12014 

Verbttuehe1p1eisgesaml!nde< nadl § 8 ARegV VPI 100,00 106,6-0 

Steigetung des Verbraucherpreisgesamtindex bezogen auf Badsjaht VPltlVPfD t,0660 

kumullentr ge:ne:relltf sektorller ProfN~tsflllctor nach§ 9 AAegV PFI 0,0614 0,0614 

Vefbtaucherprtlsg-e-samlindfx J. Produktivittltafortsehritt (VPIWPIO) • PFI t.0046 

JAhrtlcho Kosteflanleile Kvnb + Kb mit VPJ und PF KAvnb,O + 1· Vt X KAb 0 x NPIWPIO ·PA 

Erweite.nmgif~Jnor (EF) 

~~ungsbelrlg our Grund eines E!Wllilerungsf\llctO<S noch§ 4, § 10 EFt 

S.oi. tOvon 12 



1nn1~onlerung (VPIWPIO - Pfl) X EFI 

JAhrfiehe Koslen:mterlo "'vnb" + „b„ mit VPtt und PFI sowki EFt (l<Avnb,0 • ( 1 • VO X KA.b,0) x (VPltNP'IO • Pfl) x EF 

Zu- und Abschla aufcie Etl6sobe1 enze nach 19 AR V 01 

Saldo des R.egulitrungskontos (SIJ 

Ve~derung dervobtiltn Kostenanteito (Vl<t.VKO) 


VC!'rtndtrun der volatilen Kos.tt.nant~e nach 11 Abs. S AR V VKt.VKO 


EOt • KAdnb,I +(KAYnb,0 + ( 1 ·VI) X KAl>,0) X zwtschenergabrds Ert6soborgrnnz:o ~eh Roguliarungsformol (EOI) 
IWPIO -Pfi x EF + Ol-+ VKt - VKO• SI 

Sondc!rsachverhalto 

Sachverl'lalte cie nicht von der R etU formel ertust werden 

Kalenderjlhrflchc ErfOsobergrenze EOt. kalendetjäMich 
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TEN Thüringer Energienetze GmbH Co.KG Betriebsnummer 12001862 

R3 Bestimmung der erzielbaren Erlöse 

1.1 Umsatzerlöse aus Netzentgelten Gas 

1.1.1 Ausspeisepunkte ohne Leistungsmessung 

1.1.2 Ausspeisepunkte mit Leistungmessung 

1.1.3 Abrechnung 

1.1.4 Messung 

1.1.5 Messstellenbetrieb 

1.1.6 Gesondertes Netzentgelt gemäß§ 20 Abs. 2 GasNEV 

1.1.7 Vertragsstrafen 

1.1.8 Preisnachlässe gemäß§ 3 KAV i.V.m. § 18 GasNEV 

1.1.9 Unterbrechbare und unterjährige Verträge 

1.1.10 Weitere Erlöse 

1.1.11 Konzessionsabgaben 

1.1.12 Sonstige Umsatzerlöse aus Netzentgelten 

= Erzielte Erlöse (1.1 abzgl. 1.1.11) 

+ Unterverprobung 

= Erzielbare Erlöse 

2012 2013 2014 2015 2016 
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